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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
VII ZR 223/20 

vom  

29. September 2021 

in dem Rechtsstreit 
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 29. September 2021 durch 

den Vorsitzenden Richter Pamp, die Richter Dr. Kartzke und Prof. Dr. Jurgeleit 

sowie die Richterinnen Borris und Dr. C. Fischer 

beschlossen: 

Die Parteien werden darauf hingewiesen, dass der Senat beab-

sichtigt, die Revision des Klägers gegen das Urteil des  

16a. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stuttgart vom  

20. Oktober 2020 durch Beschluss gemäß § 552a ZPO auf 

seine Kosten zurückzuweisen. 

Es besteht Gelegenheit zur Stellungnahme binnen drei Wochen 

nach Zustellung dieses Beschlusses. 

Der Streitwert für das Revisionsverfahren wird auf bis 45.000 € 

festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

A. 

Der Kläger nimmt die Beklagte hinsichtlich eines von ihm im September 

2016 als Gebrauchtwagen erworbenen und von der Beklagten hergestellten 

Fahrzeugs Mercedes Benz C 250 d T-Modell in Anspruch. Das Fahrzeug ist mit 

einem Dieselmotor des Typs OM 651 (Euro 6) ausgestattet.  

Der Kläger ist der Auffassung, die Beklagte habe ihn im Wege des Scha-

densersatzes so zu stellen, als habe er den Kaufvertrag für das Fahrzeug nicht 

abgeschlossen. 
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Das Landgericht hat der Klage unter Abzug einer höheren als vom Kläger 

angegebenen Nutzungsentschädigung stattgegeben. Auf die hiergegen einge-

legte Berufung der Beklagten hat das Berufungsgericht die Klage insgesamt ab-

gewiesen. Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Klä-

ger die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils unter Zurücknahme des 

Antrags auf Deliktszinsen und der Feststellung des Annahmeverzugs.  

 

B. 

Die Revision ist durch Beschluss zurückzuweisen. Die Voraussetzungen 

für die Zulassung der Revision liegen ersichtlich nicht vor und die Revision hat 

keine Aussicht auf Erfolg (§ 552a ZPO). 

 

I. 

Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung, soweit für das Revisions-

verfahren von Bedeutung, wie folgt begründet:  

Einer Haftung der Beklagten gemäß § 826 BGB im Hinblick auf das un-

streitig vorhandene Thermofenster sowie die ebenfalls unstreitig gegebene Ab-

hängigkeit der Abgasrückführung (AGR) von der Drehzahl scheitere bereits an 

der Tatbestandswirkung der erteilten EG-Typgenehmigung. Es seien keine An-

haltspunkte vorhanden, dass diese durch eine Täuschung erschlichen worden 

sei.  

 

II. 

Das Berufungsgericht hat die Revision zugelassen, weil die Sache angeb-

lich die höchstrichterlich noch nicht entschiedenen Rechtsfragen aufwerfe, ob 
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und unter welchen Voraussetzungen ein Thermofenster eine unzulässige Ab-

schalteinrichtung darstelle und die Beklagte dafür gemäß § 826 BGB hafte.  

Rechtsfragen stellen sich indes in diesem Zusammenhang nicht. Ob die 

Beklagte gemäß § 826 BGB haftet, hängt vom Sachvortrag der Parteien und den 

darauf gründenden tatrichterlichen Feststellungen ab. Die Voraussetzungen ei-

ner Haftung gemäß § 826 BGB sind höchstrichterlich abstrakt seit langem geklärt 

und durch die Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 25. Mai 2020 

- VI ZR 252/19, BGHZ 225, 316 hinsichtlich der Entwicklung und des Einsatzes 

einer unzulässigen Abschalteinrichtung im Rahmen der Abgasreinigung weiter 

konkretisiert worden. Sonstige Revisionszulassungsgründe bestehen nicht. Die 

Rechtssache hat weder grundsätzliche Bedeutung, noch erfordern die Fort- 

bildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine 

Entscheidung des Bundesgerichtshofs. 

1. Ob die EG-Typgenehmigung Tatbestandswirkung entfaltet und damit 

die Annahme ausschließt, das Thermofenster oder die Drehzahlabhängigkeit der 

AGR seien unzulässige Abschalteinrichtungen, wie das Berufungsgericht meint, 

kann dahinstehen, weil die diesbezügliche Annahme des Berufungsgerichts nicht 

entscheidungserheblich ist. Das Berufungsgericht stellt zutreffend auch darauf 

ab, dass es an einer Täuschung der Genehmigungsbehörde im Rahmen des EG-

Typgenehmigungsverfahrens fehlt. Dies schließt die Sittenwidrigkeit des Verhal-

tens der Beklagten hier aus.  

a) Sittenwidrig ist ein Verhalten, das nach seinem Gesamtcharakter, der 

durch umfassende Würdigung von Inhalt, Beweggrund und Zweck zu ermitteln 

ist, gegen das Anstandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden verstößt. Dafür 

genügt es im Allgemeinen nicht, dass der Handelnde eine Pflicht verletzt und 

einen Vermögensschaden hervorruft. Vielmehr muss eine besondere Verwerf-

lichkeit seines Verhaltens hinzutreten, die sich aus dem verfolgten Ziel, den ein-

gesetzten Mitteln, der zutage getretenen Gesinnung oder den eingetretenen Fol-

gen ergeben kann (st. Rspr., vgl. nur BGH, Urteil vom 13. Juli 2021 - VI ZR 128/20 

Rn. 11, WM 2021, 1609; Urteil vom 30. Juli 2020 - VI ZR 5/20 Rn. 29, ZIP 2020, 
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1715; Urteil vom 25. Mai 2020 - VI ZR 252/19 Rn. 15, BGHZ 225, 316; Urteil vom  

12. März 2020 - VII ZR 236/19 Rn. 24, VersR 2020, 1120; jeweils m.w.N.). Schon 

zur Feststellung der objektiven Sittenwidrigkeit kann es daher auf Kenntnisse, 

Absichten und Beweggründe des Handelnden ankommen, die die Bewertung sei-

nes Verhaltens als verwerflich rechtfertigen. Die Verwerflichkeit kann sich auch 

aus einer bewussten Täuschung ergeben (BGH, Urteil vom 13. Juli 2021  

- VI ZR 128/20 Rn. 11, WM 2021, 1609; Urteil vom 30. Juli 2020 - VI ZR 5/20 

Rn. 29, ZIP 2020, 1715; Urteil vom 25. Mai 2020 - VI ZR 252/19 Rn. 15, BGHZ 

225, 316). Insbesondere bei mittelbaren Schädigungen kommt es ferner darauf 

an, dass den Schädiger das Unwerturteil, sittenwidrig gehandelt zu haben, ge-

rade auch in Bezug auf die Schäden desjenigen trifft, der Ansprüche aus § 826 

BGB geltend macht (BGH, Beschluss vom 9. März 2021 - VI ZR 889/20 Rn. 12, 

VersR 2021, 661; Beschluss vom 19. Januar 2021 - VI ZR 433/19 Rn. 14, 

ZIP 2021, 297; Urteil vom 30. Juli 2020 - VI ZR 5/20 Rn. 29, ZIP 2020, 1715; 

Urteil vom 25. Mai 2020 - VI ZR 252/19 Rn. 15, BGHZ 225, 316).  

Ob das Verhalten des Anspruchsgegners sittenwidrig im Sinne des  

§ 826 BGB ist, ist dabei eine Rechtsfrage, die der uneingeschränkten Kontrolle 

des Revisionsgerichts unterliegt (st. Rspr., vgl. nur BGH, Urteil vom 13. Juli 2021 

- VI ZR 128/20 Rn. 12, WM 2021, 1609; Beschluss vom 9. März 2021 

- VI ZR 889/20 Rn. 14, VersR 2021, 661; Beschluss vom 19. Januar 2021 

- VI ZR 433/19 Rn. 15, ZIP 2021, 297; Urteil vom 25. Mai 2020 - VI ZR 252/19 

Rn. 14, BGHZ 225, 316; Urteil vom 12. März 2020 - VII ZR 236/19 Rn. 25, 

VersR 2020, 1120).  

b) Selbst wenn man zugunsten des Klägers unterstellt, in seinem Fahr-

zeug seien unzulässige Abschalteinrichtungen in Form des Thermofensters und 

der Drehzahlabhängigkeit der AGR verbaut, reicht dies nach den dargestellten 

Grundsätzen nicht aus, um dem Verhalten der für die Beklagte handelnden Per-

sonen ein objektiv sittenwidriges Gepräge zu geben. Der darin liegende Geset-

zesverstoß wäre für sich genommen nicht geeignet, den Einsatz dieser Steue-

rungssoftware durch die für die Beklagte handelnden Personen als besonders 
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verwerflich erscheinen zu lassen (vgl. BGH, Beschluss vom 19. Januar 2021 

- VI ZR 433/19 Rn. 16, ZIP 2021, 297; Beschluss vom 9. März 2021 

- VI ZR 889/20 Rn. 26, VersR 2021, 661). So setzt die Annahme von Sittenwidrig-

keit jedenfalls voraus, dass diese Personen bei der Entwicklung und/oder Verwen-

dung der temperatur- beziehungsweise drehzahlabhängigen Steuerung des 

Emissionskontrollsystems in dem Bewusstsein handelten, eine unzulässige Ab-

schalteinrichtung zu verwenden, und den darin liegenden Gesetzesverstoß billi-

gend in Kauf nahmen. Fehlt es hieran, ist bereits der objektive Tatbestand der 

Sittenwidrigkeit nicht erfüllt (vgl. BGH, Beschluss vom 19. Januar 2021 

- VI ZR 433/19 Rn. 19, ZIP 2021, 297; Beschluss vom 9. März 2021 

- VI ZR 889/20 Rn. 28, VersR 2021, 661). 

c) Die Revision zeigt weder vom Berufungsgericht festgestellten noch von 

diesem übergangenen Sachvortrag des insoweit darlegungsbelasteten Klägers 

(vgl. BGH, Urteil vom 13. Juli 2021 - VI ZR 128/20 Rn. 14, WM 2021, 1609; 

Beschluss vom 9. März 2021 - VI ZR 889/20 Rn. 29, VersR 2021, 661; Be-

schluss vom 19. Januar 2021 - VI ZR 433/19 Rn. 19, ZIP 2021, 297) auf, dem 

hierfür sprechende Anhaltspunkte zu entnehmen wären.  

aa) Aus einer etwaig unterbliebenen Offenlegung der genauen Wirkungs-

weise des Thermofensters gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) folgen 

entgegen der Auffassung der Revision keine Anhaltspunkte, dass für die Be-

klagte tätige Personen in dem Bewusstsein handelten, eine unzulässige Ab-

schalteinrichtung zu verwenden. Selbst wenn die Beklagte im Typgenehmigungs-

verfahren - erforderliche - Angaben zu den Einzelheiten der temperaturabhängi-

gen Steuerung unterlassen haben sollte, wäre die Typgenehmigungsbehörde 

nach dem Amtsermittlungsgrundsatz gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 und 2 VwVfG 

gehalten gewesen, diese zu erfragen, um sich in die Lage zu versetzen, die Zu-

lässigkeit der Abschalteinrichtung im streitgegenständlichen Fahrzeug zu prüfen 

(vgl. OLG München, Beschluss vom 1. März 2021 - 8 U 4122/20, juris Rn. 63; 

OLG Nürnberg, Beschluss vom 27. Juli 2020 - 5 U 4765/19, BeckRS 2020, 17693 

Rn. 17; Führ, NVwZ 2017, 265, 269; a.A. wohl OLG Schleswig, Urteil vom  
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28. August 2020 - 1 U 137/19, juris Rn. 62 ff.). Anhaltspunkte für wissentlich un-

terbliebene oder unrichtige Angaben der Beklagten im Typgenehmigungsverfah-

ren, die noch dazu auf ein heimliches und manipulatives Vorgehen oder eine 

Überlistung des KBA und damit auf einen bewussten Gesetzesverstoß hindeuten 

würden (vgl. BGH, Beschluss vom 19. Januar 2021 - VI ZR 433/19 Rn. 24, 

ZIP 2021, 297), legt der Kläger nicht dar. 

bb) Weiteren Vortrag des Klägers, aus dem sich hinreichende Anhalts-

punkte für eine Vergleichbarkeit der temperatur- oder auch der drehzahlabhängi-

gen Steuerung des Emissionskontrollsystems mit einer Prüfstandserkennungs-

software entnehmen ließen (zur Abgrenzung vgl. BGH, Beschluss vom  

9. März 2021 - VI ZR 889/20 Rn. 27, VersR 2021, 661; Beschluss vom  

19. Januar 2021 - VI ZR 433/19 Rn. 18, ZIP 2021, 297), zeigt die Revision nicht 

auf.  

2. Ein Zulassungsgrund ergibt sich auch nicht wegen grundsätzlicher Be-

deutung gemäß § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO auf Grund einer sich ergebenden 

Notwendigkeit eines Vorabentscheidungsersuchens an den Gerichtshof der 

Europäischen Union (BVerfG, Beschluss vom 8. Oktober 2015 - 1 BvR 137/13, 

NVwZ 2016, 378, juris Rn. 11; Beschluss vom 14. Januar 2021 - 1 BvR 2853/19, 

NJW 2021, 1005, juris Rn. 8). Der Senat hat die Voraussetzungen einer unions-

rechtlichen Vorlagepflicht gemäß Art. 267 Abs. 3 AEUV in Bezug auf § 6 Abs. 1, 

§ 27 Abs. 1 EG-FGV und Art. 5 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 geprüft. Diese 

liegen nicht vor. Der Senat schließt sich den überzeugenden Erwägungen des 

VI. Zivilsenats an (vgl. BGH, Urteil vom 25. Mai 2020 - VI ZR 252/19 Rn. 72 ff., 

BGHZ 225, 316; Urteil vom 30. Juli 2020 - VI ZR 5/20 Rn. 10 ff., ZIP 2020, 1715).  
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III. 

Die Revision hat auch in der Sache keine Aussicht auf Erfolg. Das Beru-

fungsgericht hat zutreffend angenommen, dass dem Kläger kein Anspruch auf 

Schadensersatz gegen die Beklagte zusteht (vgl. BGH, Urteil vom 13. Juli 2021 

- VI ZR 128/20 Rn. 10 ff., WM 2021, 1609).  

 

Pamp Kartzke Jurgeleit 

 Borris  C. Fischer 

Hinweis:  Das Revisionsverfahren ist durch Revisionsrücknahme erledigt 

worden. 

Vorinstanzen: 

LG Stuttgart, Entscheidung vom 17.01.2019 - 23 O 172/18 -  

OLG Stuttgart, Entscheidung vom 20.10.2020 - 16a U 37/19 -  
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